
industriAll European Trade Union Boulevard du Jardin Botanique/Kruidtuinlaan 20, 1000 Brüssel – Belgien |  +32 2 
226 00 50   
info@industriall-europe.eu  |  www.industriall-europe.eu 

Seite 1 von 7 

 

 

   

 
 

 
 
 
 
 
Die Europäische Kommission hat im November 2025 ein Maßnahmenpaket zur Aktualisierung ihrer 
Instrumente im Bereich der zusätzlichen Altersversorgung angenommen. Das Paket wurde von Maria Luís 
Albuquerque, der Kommissarin für Finanzdienstleistungen und die Spar- und Investitionsunion 
(GD FISMA), vorgestellt. Nach Angaben der Kommission soll es „den Bürgerinnen und Bürgern helfen, für 
ein angemessenes Einkommen im Ruhestand vorzusorgen, indem der Zugang zu besseren und 
wirksameren Zusatzrenten erleichtert wird. Die staatliche Rente, die das Rückgrat der Rentensysteme in 
allen Mitgliedstaaten bildet, soll durch die vorgeschlagenen Maßnahmen ergänzt und nicht ersetzt 
werden.“ 
 
In diesem Papier werden die wichtigsten Elemente des vorgeschlagenen Pakets vorgestellt, zentrale 
Diskussionspunkte herausgearbeitet und einige konkrete Forderungen unseres Verbandes dargelegt. Da 
die Zuständigkeit für die Regulierung der Renten größtenteils bei den einzelnen Mitgliedstaaten liegt, 
werden nur die im Paket der Kommission behandelten Themen erörtert. In diesem Bereich bestehen 
hinsichtlich Struktur, Finanzierung und historischer Entwicklung große Unterschiede zwischen den 
europäischen Ländern. Manche verfügen über riesige Zusatzrentenfonds, während andere davon 
ausgehen, dass die junge Generation den Ruhestand der älteren Generation finanzieren wird. Dies wurde 
in den Debatten des Tarif- und Sozialpolitischen Ausschusses und des Exekutivausschusses von industriAll 
Europe im Mai 2026 sowie in schriftlichen Konsultationen deutlich. 
 
IndustriAll Europe ist aktiv in die Arbeit des Ausschusses für Sozialschutz und Renten des Europäischen 
Gewerkschaftsbundes sowie in die Arbeit der im Zusammenhang mit der Veröffentlichung des EU-Pakets 
eingerichteten Taskforce für Zusatzrenten eingebunden. Das Thema Renten wurde auch in einer von 
Ronald Janssen im Jahr 2025 durchgeführten wissenschaftlichen Studie zur Europäischen Spar- und 
Investitionsunion (SIU) behandelt. Da Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung ein Vermögen von 
4 Bio. € und Versicherungsgesellschaften ein Vermögen von 9 Bio. € verwalten, dürfte eine Lockerung der 
Anlagevorschriften für diese Branchen zu einem Anstieg der Unternehmensinvestitionen in der EU führen.  
 
Die europäische Gewerkschaftsbewegung hat in diesem Bereich aus mehreren Gründen nur begrenzten 
Einfluss. Ein Grund dafür ist, dass die Kommission ein spezielles Beratungsgremium namens EIOPA 
eingerichtet hat, um „die Finanzstabilität und das Vertrauen in die Versicherungs- und Rentenmärkte zu 
fördern“. Ein weiterer Grund ist, dass das Paket nicht auf Artikel 153 des Vertrags gestützt ist und damit 
nicht in den Zuständigkeitsbereich des Beschäftigungskommissars fällt. Der Dialog zwischen den 
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52025DC0839
https://news.industriall-europe.eu/documents/upload/2025/9/638935445728021783_Savings_and_Investments_union.pdf
https://news.industriall-europe.eu/documents/upload/2025/9/638935445728021783_Savings_and_Investments_union.pdf
https://www.eiopa.europa.eu/index_en
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Gewerkschaften und den progressiven Mitgliedern des Beschäftigungsausschusses des Europäischen 
Parlaments ist jedoch sehr konstruktiv.  
 
 
 
 
Rentenansprüche werden standardmäßig in Säulen unterteilt: 

 
Die Renten der Säule 2 und der Säule 3 bilden zusammen die zusätzliche Altersvorsorge. Erstere sind von 
besonderem Interesse für Gewerkschaften. Die betriebliche Altersversorgung ist für diejenigen unserer 
Mitglieder, die Anspruch darauf haben, von entscheidender Bedeutung. Die vorteilhaftesten Systeme 
erreichen in Kombination mit der staatlichen Rente eine Ersatzquote von bis zu 80 % des letzten Entgelts. 
Dort, wo es sie gibt, nimmt die Bedeutung der Zusatzrenten als Anteil an den Gesamtleistungen stetig zu. 
Systeme, die zu Beginn des 20. Jahrhunderts eingeführt wurden, werden noch immer weiterentwickelt. 
Dies hängt mit dem zunehmenden Druck auf die staatlichen Renten zusammen, bei denen es sich in der 
Regel um umlagefinanzierte Systeme handelt. Das bedeutet, dass die aktuellen Erwerbstätigen die 
Rentner*innen finanzieren, im Gegensatz zur Funktionsweise von betrieblichen 
Altersversorgungssystemen. 
 
Die heute getroffenen Rentenentscheidungen betreffen alle Beschäftigten, auch die jüngsten. Viele von 
ihnen können sich aufgrund der hohen Immobilienpreise nichts für die private Vorsorge zurücklegen. 
Zusatzrenten sind daher eine generationsübergreifende Angelegenheit. Der Ruhestand sollte für alle 
gesichert sein, auch für diejenigen, die noch 40 Erwerbsjahre vor sich haben. 
 
Betriebliche Altersversorgungssysteme werden entweder vollständig von den Arbeitgebern auf 
Unternehmens- oder Branchenebene oder gemeinsam von Arbeitgebern und Beschäftigten finanziert. Im 
Falle einer gemeinsamen Finanzierung leisten die Arbeitgeber in der Regel den größten Beitrag. Die 
Beiträge der Beschäftigten verleihen ihren Gewerkschaften jedoch die Legitimation, als Mitglieder in den 
Leitungsgremien an der Verwaltung der Mittel mitzuwirken, sofern das Vermögen von spezialisierten 
Pensionsfonds verwaltet wird. Haben sich die Sozialpartner auf zentraler Ebene auf ein betriebliches 
Altersversorgungssystem geeinigt, können die Sozialpartner auf lokaler Ebene höhere Beiträge 
vereinbaren, jedoch keine niedrigeren. Von den Sozialpartnern verwaltete Fonds schütten in der Regel 
keine Dividenden an die Eigentümer aus. Das Geld wird vollständig an die Versorgungsanwärter und 
Leistungsempfänger ausgezahlt. Pensionsfonds haben zudem geringere Verwaltungskosten als 
Versicherungsgesellschaften und Banken. 
 
Auf nationaler Ebene müssen die Sozialpartner ihre Pensionsfonds gegen Angriffe von 
Versicherungsgesellschaften und Banken verteidigen, die die Gelder kontrollieren und Gewinne daraus 
erzielen wollen. Sie behaupten, die Interessen der Verbraucher*innen zu vertreten, wenn sie eine 
Schwächung der Rolle der Sozialpartner vorschlagen, denen sie eine Monopolstellung unterstellen. Diese 
Einrichtungen sind mächtige Lobbyisten. Wenn die EU Änderungen am Rechtsrahmen für Pensionsfonds 
vorschlägt, müssen die Sozialpartner ihre Autonomie bewahren und Einflussnahme unterbinden. Dies 

Hintergrund 

✓ Erste Säule: Gesetzliche Renten, die in der Regel durch Sozialversicherungsbeiträge von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmer*innen finanziert werden. 

✓ Zweite Säule: Betriebliche Altersversorgung, entweder leistungsorientiert (garantierte 
monatliche Auszahlung) oder beitragsorientiert (garantierter Betrag wird in das System 
eingezahlt). 

✓ Dritte Säule: Freiwillige private Vorsorge mit Steuervorteilen. Die Obergrenzen und die 
Steuervorteile in Prozent variieren von Land zu Land.  



industriAll European Trade Union  
 

Seite 3 von 7 

 

 
Positionspapier 2026/181 
Das Thema zusätzliche Altersvorsorge aus Sicht von 
industriAll Europe   

 

 

 

steht auch im Einklang mit dem im Jahr 2025 unterzeichneten EU-Pakt für den europäischen sozialen 
Dialog. 
 
Sozialpartnerfonds sind langfristige Anleger mit einem höheren Maß an sozialer und ökologischer 
Verantwortung, ohne jedoch die Rentabilität der Anlagen zu beeinträchtigen. Sie würden zum Beispiel 
keine Tesla-Aktien kaufen. 
 
Der Anteil der staatlichen Renten am Bruttoinlandsprodukt fällt in den verschiedenen europäischen 
Ländern sehr unterschiedlich aus. Die jüngsten Daten von Eurostat zeigen, dass der EU-Durchschnitt im 
Jahr 2023 bei 12,3 % lag, wobei die Werte zwischen 15,5 % in Italien und 4,2 % in Irland schwankten. Auch 
bei der betrieblichen Altersversorgung gibt es große Diskrepanzen. In den Niederlanden ist das Zweifache 
des BIP in Pensionsfonds angelegt, während es in anderen Ländern so gut wie nichts ist.  
 
 
 
 
Die Vorschläge der Kommission, über die derzeit im Trilog verhandelt wird, mögen auf den ersten Blick 
technisch anmuten. Sie betreffen jedoch wichtige Fragen für die Arbeitnehmer*innen, denn es geht um 
nichts weniger als die Notwendigkeit, in Würde und mit einem ausreichenden Einkommen in Rente gehen 
zu können. Die wichtigsten Bestandteile des Pakets sind:  

1. Vorschlag zur Änderung der Richtlinie von 2016 über Einrichtungen der betrieblichen 
Altersversorgung (EbAV)  

Mit dieser Richtlinie werden gemeinsame Standards für die betriebliche Altersversorgung festgelegt. Ziel 
ist es, Solidität zu gewährleisten und gleichzeitig die Systeme sowie die Versorgungsanwärter und 
Leistungsempfänger zu schützen. Nach Angaben der Kommission zielt der Vorschlag für eine überarbeitete 
Richtlinie darauf ab, das Potenzial der betrieblichen Altersversorgung zu erschließen und den Rahmen zu 
stärken, um die Effizienz und das Vertrauen in die Zusatzrenten zu fördern. Die Überarbeitung soll den 
Schutz der Sparenden verbessern und Hindernisse für die Konsolidierung beseitigen. Diese Maßnahmen 
werden die Kosten senken und die Anlageportfolios – einschließlich Aktien – diversifizieren, um höhere 
Renditen für die Ersparnisse der Bürger*innen zu erzielen. Darüber hinaus soll mit dieser Initiative die 
Finanzierung für europäische Unternehmen verbessert werden. 
 
Anmerkung von industriAll Europe:  
Für Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung sollten Renditegarantien gelten. Es ist nicht 
hinnehmbar, dass die Renteneinlagen real an Wert verlieren, während Versicherungsgesellschaften riesige 
Gewinne einstreichen. Betriebliche Altersversorgung ist aufgeschobenes Arbeitsentgelt und darf nicht als 
Finanzinstrument betrachtet werden. Kapitalmarktrisiken dürfen nicht auf die Beschäftigten abgewälzt 
werden. Die EU-Vorschriften zur betrieblichen Altersversorgung dürfen die Rechte der Sozialpartner auf 
allen Ebenen, Tarifverträge auszuhandeln, unter keinen Umständen beeinträchtigen. Dies gilt auch für 
Tarifverträge, die Gewerkschaftsmitgliedern oder Beschäftigten in Unternehmen mit Tarifverträgen 
Exklusivrechte einräumen. Sowohl die Sozialpartner als auch die Behörden müssen sicherstellen, dass 
Arbeitnehmerinnen nicht diskriminiert werden. Unterbrechungen der Berufstätigkeit aufgrund von 
Elternzeit dürfen nicht zu einem geschlechtsspezifischen Rentengefälle führen.  
 
 

 

Die wichtigsten Elemente des Legislativpakets der Kommission 

https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/news/commission-and-social-partners-sign-joint-pact-strengthen-social-dialogue-europe-2025-03-05_en
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/news/commission-and-social-partners-sign-joint-pact-strengthen-social-dialogue-europe-2025-03-05_en
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2. Vorschlag zur Änderung der Verordnung über ein Paneuropäisches Privates Pensionsprodukt 
(PEPP) 

Diese Verordnung betrifft die private Altersvorsorge und gilt nicht für kollektive – staatliche oder 
arbeitgeberfinanzierte – Rentenansprüche. PEPP wurde 2022 von der EU eingeführt, um ein neues 
europaweites Pensionsprodukt zu schaffen, das gemeinsam von den nationalen Behörden und der 
Europäischen Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung 
(EIOPA) beaufsichtigt wird. Die Einführung von PEPP gilt aufgrund der geringen Nutzung seit dem Start 
allgemein als Fehlschlag. Da PEPP keine steuerlichen Anreize bietet, wird es als weniger attraktiv 
angesehen als andere Lösungen.  
 
Anmerkung von industriAll Europe:  
Die Gewerkschaften stehen der privaten Altersvorsorge zwiespältig gegenüber. Einerseits ermöglichen 
Vorsorgesysteme mit Steuervergünstigungen Beschäftigten, für ihren Ruhestand zu sparen, ohne dass ihre 
Kaufkraft durch eine über den Sparzinsen liegende Inflation geschmälert wird. Andererseits haben nicht 
alle Beschäftigten genug Geld übrig, um es auf ein Sparkonto einzuzahlen, da sie Monat für Monat um ihr 
Auskommen kämpfen müssen. Werden private Ersparnisse steuerlich begünstigt, müssen die dem Staat 
dadurch entgehenden Steuereinnahmen durch Ausgabenkürzungen ausgeglichen werden. In der Praxis 
kann dies zu Einschränkungen der Dienstleistungen oder zu höheren Gebühren führen. Die Renten der 
dritten Säule verschärfen daher die Ungleichheiten unter den Rentner*innen. Diese 
Steuervergünstigungen wirken auch als Subvention für Finanzinstitute. Wenn Kund*innen bei Einzahlung 
von Geld auf bestimmte Konten einen Steuervorteil erhalten, erwarten sie keine zusätzliche Rendite auf 
ihr Kapital. Unter Umständen erheben Banken sogar Gebühren für Überweisungen. 
 
PEPP darf nicht mit der betrieblichen Altersversorgung vermischt werden. Gewerkschaften stehen 
privaten, individuellen Altersvorsorgeplänen im Allgemeinen kritisch gegenüber. Das Beharren auf der 
Förderung von PEPP ist problematisch. Es wurde eingeführt, um eine Lücke bei kostengünstigen 
grenzüberschreitenden Altersvorsorgeprodukten zu schließen. Sein Scheitern ist jedoch größtenteils auf 
mangelnde Kosteneffizienz, Intransparenz und eine zu komplexe Ausgestaltung zurückzuführen. Die 
Möglichkeit für Arbeitgeber, PEPP am Arbeitsplatz einseitig einzuführen, untergräbt die Rolle der 
Sozialpartner weiter und ebnet den Weg für aggressive Marketingstrategien seitens der PEPP-Anbieter. 
Diese Möglichkeit muss ausgeschlossen werden.  
 

3. Vorschlag für eine Empfehlung zu:  
 

• Renten-Tracking-Systemen 

Dieses System soll den Bürger*innen einen umfassenden Überblick über ihre Rentenansprüche und die 
voraussichtlichen Leistungen aus allen Rentensystemen verschaffen. Solche Renten-Tracking-Systeme 
sollen der geringen Inanspruchnahme von Renten entgegenwirken, die häufig auf mangelndes Wissen der 
Bürger*innen über ihre künftige Altersversorgung zurückzuführen ist.  
 
Anmerkung von industriAll Europe:  
Tracking-Systeme müssen in einem breiteren europäischen politischen Kontext betrachtet werden. Die 
Entwicklung solcher Systeme muss mit Maßnahmen einhergehen, die angemessene staatliche Renten in 
der gesamten EU gewährleisten. Außerdem muss eine effiziente und transparente Übertragbarkeit 
sichergestellt sein, insbesondere für mobile und entsandte Arbeitnehmer*innen. Diese Tracking-Systeme 
müssen den Datenschutzbestimmungen entsprechen und auch für Personen mit geringen digitalen 
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Kenntnissen zugänglich sein. Beschäftigte sollten über die mit Anlagen in private, nicht von den 
Sozialpartnern kontrollierte Altersvorsorgeprodukte verbundenen Risiken informiert werden.  

• Übersichten über die Altersversorgung  

Diese Übersichten werden auf nationaler Ebene eingerichtet. Dadurch können die Mitgliedstaaten die 
Abdeckung, Tragfähigkeit und Angemessenheit ihrer mehrsäuligen Rentensysteme effektiver bewerten. 
Die nationalen Übersichten sollen letztlich in eine Altersversorgungsübersicht auf EU-Ebene einfließen. 
 
Anmerkung von industriAll Europe:  
Übersichten über die Altersversorgung sollten intuitiv und leicht zugänglich sein, auch für Menschen mit 
geringen digitalen Kenntnissen. Die Gewährleistung der sprachlichen Barrierefreiheit und die 
Vereinfachung der Darstellung komplexer Informationen sind entscheidende Faktoren. Die 
Bewertungskriterien für nationale Rentensysteme müssen auf transparente Weise und unter umfassender 
Einbeziehung der Gewerkschaften auf nationaler Ebene festgelegt werden. Es gilt, jede 
Voreingenommenheit gegenüber aus öffentlichen Mitteln (mit)finanzierten Systemen zu vermeiden. In 
den länderspezifischen Empfehlungen der Kommission ist Kritik an umlagefinanzierten Systemen nur allzu 
oft nachzulesen.  

• Automatischer Mitgliedschaft in Zusatzrentensystemen 

Automatische Mitgliedschaft bedeutet, dass Erwerbstätige automatisch in Zusatzrentensysteme 
aufgenommen werden, wobei sie sich allerdings auch gegen die Aufnahme entscheiden können. Die 
Kommission betont, dass die automatische Mitgliedschaft unter Berücksichtigung der nationalen 
Gegebenheiten umgesetzt werden sollte, wobei die Rolle und die Autonomie der Sozialpartner sowie die 
Tarifverhandlungsrechte uneingeschränkt zu wahren sind.  
 
Anmerkung von industriAll Europe:  
Die automatische Mitgliedschaft bietet mehrere Vorteile. Dadurch kann die zusätzliche Altersversorgung 
auf einen größeren Teil der Erwerbsbevölkerung ausgeweitet werden. Darüber hinaus wird das Risiko 
minimiert, dass Arbeitgeber ihre Beschäftigten nicht über diese Möglichkeit informieren, insbesondere in 
Klein- und Kleinstunternehmen. Sie darf jedoch ausschließlich für Pensionsfonds auf Branchen- oder 
Unternehmensebene gelten, die von den Sozialpartnern eingerichtet und ausgehandelt wurden. Von 
Arbeitgebern einseitig vorgegebene Pensionsfonds müssen ausdrücklich ausgeschlossen werden, 
insbesondere wenn dies durch ein EU-Instrument gefördert wird.  
 
Die Beschäftigten müssen Zugang zu vollständigen, transparenten und verständlichen Informationen über 
die Auswirkungen einer Mitgliedschaft haben. Dies betrifft sowohl die Rechte als auch die Pflichten. 
Außerdem müssen sie sich wirksam gegen die Aufnahme entscheiden können. Beschäftigte mit geringem 
Einkommen und prekären Arbeitsverhältnissen, insbesondere Frauen, junge Menschen und 
Zeitarbeitskräfte, müssen das gleiche substanzielle Recht auf Zugang zu Zusatzrentenansprüchen haben. 
Nur unter diesen Voraussetzungen kann die automatische Mitgliedschaft eine ausgewogene und inklusive 
Chance für Beschäftigte, Arbeitgeber und Rentensysteme gleichermaßen darstellen. 
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Im Binnenmarkt, in dem Beschäftigte – und übrigens auch Rentner*innen – Freizügigkeit genießen, 
müssen alle Rentenansprüche grenzüberschreitend übertragbar sein. Selbst wenn in diesem Bereich eine 
geteilte Zuständigkeit zwischen der EU und den Mitgliedstaaten besteht, muss die EU für Übertragbarkeit 
und Transparenz sorgen. Angesichts der bestehenden Unterschiede zwischen den Ländern gibt es jedoch 
keine Einheitslösung, um ein angemessenes Einkommensniveau für Beschäftigte nach Beendigung ihrer 
beruflichen Laufbahn zu gewährleisten. Unabhängig davon, wie die Rentensysteme der ersten, zweiten 
und dritten Säule gestaltet sind, wird es für die Versorgungsanwärter und Leistungsempfänger stets von 
entscheidender Bedeutung sein, klare und verständliche Informationen über ihre Ansprüche zu erhalten.  
 
Nach Ansicht der Gewerkschaften müssen staatliche Renten der Grundpfeiler sein, um allen Gruppen von 
Erwerbstätigen einen angemessenen Lebensstandard zu sichern. Sozialversicherungssysteme müssen 
ausreichend finanziert sein, um Rentner*innen ein adäquates Leistungsniveau zu gewährleisten. Eine 
Aushöhlung der Finanzierung durch Kürzungen der Sozialversicherungsbeiträge ist zurückzuweisen. Die 
Förderung von Zusatzrenten darf nicht dazu führen, das Leistungsniveau oder die finanziellen Grundlagen 
des gesetzlichen Rentensystems zu untergraben.  
 
Die Gewerkschaften im verarbeitenden Gewerbe spielen europaweit eine führende Rolle bei 
Tarifverhandlungen. Sie können maßgeschneiderte Lösungen für ihre Mitglieder aushandeln, die in 
bestimmten Branchen und Unternehmen tätig sind. In diesem Zusammenhang ist es von entscheidender 
Bedeutung, dafür zu sorgen, dass Beschäftigte in Würde in Rente gehen können. Wenn Beschäftigte das 
Rentenalter nicht erreichen können, müssen andere Lösungen gefunden werden. Im Zusammenhang mit 
Personalabbau, der in unseren Branchen nur allzu häufig vorkommt, müssen Gewerkschaften oft 
Sonderregelungen für Beschäftigte aushandeln, die sich dem gesetzlichen Renteneintrittsalter nähern.  
 
Das Zusatzrentenpaket ist mit der Europäischen Spar- und Investitionsunion verknüpft. Pensionsfonds 
legen ihr Vermögen, wie oben erwähnt, bereits heute in Aktien an. Höhere Investitionen dürfen jedoch 
nicht das vorrangige Ziel einer Maßnahme im Bereich der Rentenpolitik sein. Die Reindustrialisierung 
Europas darf nicht auf Kosten des Lebensstandards der Rentner*innen gehen. Die Erwerbstätigen müssen 
sich auf betriebliche Altersversorgungssysteme verlassen können. Renten sollten in erster Linie dafür 
sorgen, dass Arbeitnehmer*innen im Ruhestand über ein angemessenes und planbares Einkommen 
verfügen.  
 

Bewertung und Schlussfolgerungen 
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Konkrete Forderungen:  

1) Da die Zusatzrenten von Land zu Land sehr unterschiedlich ausfallen, darf die EU nicht im 
Detail vorschreiben, wie diese Fonds organisiert sein müssen. Die Übertragbarkeit für 
Menschen, die ins Ausland gezogen sind, sei es, um in einem anderen Mitgliedstaat zu 
arbeiten oder ihren Ruhestand zu verbringen, ist ein zentrales Anliegen der EU als 
internationale Organisation.  

2) Die Überarbeitung der EbAV-II-Richtlinie darf unter keinen Umständen die Autonomie der 
Sozialpartner einschränken. Viele Mitgliedsorganisationen von industriAll Europe sind mit 
den in ihren Tarifverträgen und nationalen Gesetzen festgelegten betrieblichen 
Altersversorgungssystemen zufrieden. Diese Systeme dürfen nicht durch EU-Vorschriften 
beeinträchtigt werden. Gut funktionierende nationale Systeme müssen bei der 
Überarbeitung der Richtlinie erhalten bleiben.  

3) Die EU-Gesetzgeber müssen die wesentlichen Unterschiede zwischen den Pensionsfonds 
der Sozialpartner einerseits und denen von Versicherungsgesellschaften und Banken 
andererseits unbedingt anerkennen. Diese Einrichtungen sollten daher nicht denselben 
EU-Vorschriften unterliegen, beispielsweise in Bezug auf Kapitalanforderungen.  

4) Wenn die EU PEPP als europaweites Sparinstrument fördern will, darf dabei die 
betriebliche Altersversorgung, bei der es sich um eine kollektive Zusatzrente handelt, nicht 
benachteiligt werden. Es muss klar zwischen private und betriebliche Altersvorsorge 
unterschieden werden. 

5) Eine EU-Politik zur Ausweitung der betrieblichen Altersversorgung sowie der individuellen 
Altersvorsorge mit oder ohne Steuervorteile darf nicht dazu führen, dass die 
Verantwortung für die Gewährleistung eines angemessenen Einkommensniveaus für 
Rentner*innen auf das Individuum abgewälzt wird.  

6) Informationen für Beschäftigte über ihre Rentenansprüche werden im Allgemeinen positiv 
bewertet, sofern die Daten auch für Personen mit geringen Computerkenntnissen leicht 
zugänglich sind. Diese Informationen dürfen jedoch in keiner Weise die staatlichen Renten 
benachteiligen.  

7) Die automatische Mitgliedschaft in Zusatzrentensystemen darf nicht Teil der EU-
Empfehlung sein, da die Folgen eines solchen Schritts äußerst ungewiss wären. 


